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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 10. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Auflöfung des Lehnsverbandes der dem Sächſiſchen Lehnrechte, der Magdeburger 
Polizeiordnung und dem Longobardiſchen Lehnrechte, ſowie dem Allgemeinen Preußiſchen Landrechte 
unterworfenen Lehne in den Provinzen Sachſen und Brandenburg, S. 111. — Geſetz, betreffend die 
Reviſion — beziehentlich Abänderung — der Reglements der öffentlichen Feuerſozietäten, S. 121. — 
Geſetz, betreffend die Ausdehnung des Fiſchereigeſetzes für den Preußiſchen Staat vom 30. Mai 1874. 
auf den Kreis Herzogthum Lauenburg, S. 122. 


(Nr. 8495.) Geſetz, betreffend die Auflöſung des Lehnsverbandes der dem Sächſiſchen Lehn ⸗ 
rechte, der Magdeburger Polizeiordnung und dem Longobardiſchen Lehnrechte, 
ſowie dem Allgemeinen Preußiſchen Landrechte unterworfenen Lehne in den 
Provinzen Sachſen und Brandenburg. Vom 28. März 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen uͤber die Aufhebung des Lehnsverbandes in 
den Provinzen Sachſen und Brandenburg, und beſondere Vorſchriften 
über die Aufloͤſung deſſelben bei den dem Saͤchſiſchen Lehnrechte 
unterworfenen Lehnen. 


ER 
Der noch beftehende Lehnsverband in den Provinzen Sachſen und Branden- 
burg wird in Bezug auf ſämmtliche, dem Sächſiſchen Lehnrechte, dem Lehnrechte 
der Magdeburger 8 und dem Longobardiſchen Lehnrechte, ſowie 
dem Allgemeinen Landrechte unterworfene Lehne, einſchließlich der Afterlehne, 
Bauer⸗ und Bürgerlehne, Geldlehne und Lehnsſtämme, mit alleiniger Ausnahme 
der Thronlehne und der im F. 15. gedachten Lehnsſtämme, nach Maßnahme 
dieſes Geſetzes aufgelöſt. 
Die Auflöſung des Lehnsverbandes bezieht ſich auch auf die zu den 
Thronlehnen gehörig geweſenen Afterlehne. 
Jahrgang 1877. (Nr. 8495.) 18 $. 2, 


Ausgegeben zu Berlin den 21. April 1877. 
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BE 


8. * 

Bei der Auflöſung des Lehnsverbandes der dem Sächſiſchen Lehnrecht 
zunächſt oder ſubſidiariſch unterworfenen Lehne werden nur diejenigen Lehn⸗ 
berechtigten (Lehnsbeſitzer und Mitbelehnte) berückſichtigt, welche bis zum Eintritt 
der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes geboren ſind, oder bis zum 302. Tage von 
dieſem Zeitpunkte an geboren werden, und deren Rechte außerdem bei dem 
zuſtändigen Gerichte entweder in Gemäßheit des Geſetzes vom 18. April 1855. 
(Geſetz- Samml. S. 222.) bereits angemeldet ſind, oder bis zum Ablauf einer, 
vom Eintritt der Geſetzeskraft des gegenwärtigen Geſetzes an zu berechnenden 
zweijährigen Friſt angemeldet werden. i 

Ueber die Anmeldung iſt eine Beſcheinigung zu ertheilen. 

Bl. Anmeldung ift zur Vermeidung der Ausſchließung auch rückſichtlich 
derjenigen Lehnberechtigten erforderlich, deren Aſcendenten angemeldet ſind. 

Die Anmeldung 5 für die unter väterlicher Gewalt ſtehenden Kinder 
vom Vater, für Mündel vom Vormund oder Pfleger zu veranlaſſen. Groß⸗ 
jährige, unter väterlicher Gewalt ſtehende Perſonen ſind ſelbſtſtändig zu dieſer 
Anmeldung befugt. 

Die rechtzeitig erfolgte Anmeldung, ſowie die Ertheilung der Beſcheinigung 
ſind koſtenfrei. 

§. 3. 


Die im F. 1. gedachten, nach Sächſiſchem Lehnrecht zu beurtheilenden Lehne 
verlieren, ſoweit nicht in den 95 6—8. abweichende Beſtimmungen getroffen 
ſind, mit dem Tage der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes ihre Lehnseigenſchaft, 

1) wenn bis zum Ablauf der zweijährigen Friſt (F. 2.) kein Lehnberechtigter 

— außer dem Beſitzer — bei dem zuſtändigen Gerichte angemeldet iſt/ 

2) wenn beim Ablauf jener Friſt, oder, falls nach den $$. 6—8. die 
Lehnseigenſchaft noch über dieſe Friſt hinaus fortdauert, auch ſpäterhin 
neben dem Beſitzer keiner der nach $. 2. zu berückſichtigenden Lehn⸗ 
berechtigten mehr am Leben iſt; 

3) wenn die angemeldeten Lehnberechtigten oder deren Aſcendenten in die 
Auflöſung des Lehnsverbandes eingewilligt haben oder noch einwilligen, 
oder wenn die Mitbelehnten entweder durch Revers darin zu willigen 
een find, oder dem Beſitzer volle Verfügungsfreiheit eingeräumt 

aben. 

Die Deſcendenz des Lehnsbeſitzers, der Lehnberechtigten und Mitbelehnten 
werden durch die Einwilligung ihrer Aſcendenten in die llodifikation des Lehns 

gebunden. a 
$. 4. 


Lehne, welche nach der Geſetzeskraft des Geſetzes vom 2. März 1850. 
(Geſetz-Samml. S. 77.) an dritte, nicht zu den en Lehnberechtigten 
gehörige e mit Genehmigung der Mitbelehnten und unter Beſtätigung 
des Appellationsgerichts veräußert worden ſind, haben in den Händen der neuen 
Erwerber die Lehnseigenſchaft verloren. 2 
$.5. 


— 13 — 


$. 5. 

Die im F. 3. gedachten Lehne verlieren, auch wenn Lehnberechtigte ($. 2.) 
vorhanden ſind, mit dem Tage des Eintritts der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes die 
Lehnseigenſchaft, wenn der Lehnsbeſitzer zur Zeit dieſes Eintritts lehnsfähige 
Deſcendenz hat, oder bis zum 302. Tage von dieſer Zeit ab ſolche gewinnt. 

Die Verpflichtungen des bisherigen Lehnsbeſitzers regelt der F. 9. dieſes 
Geſetzes. 

$. 6. 


5 Hat der Lehnsbeſitzer keine nach §. 5. zu berückſichtigende Deſcendenz, es 
iſt aber bei feinem Tode ein nach $. 2. zu berückſichtigender Lehnberechtigter vor⸗ 
handen, ſo vererbt das Lehn nach Recht und Ordnung der bisherigen Lehns⸗ 
folge, ohne daß es in Bezug auf die Zulaſſung noch anderer Perſonen zur 
Lehnsfolge auf die Zeit der Geburt und auf die Anmeldung der Lehnberechtigten 
ankommt. Dieſelbe Lehnsvererbung erfolgt auch dann, wenn der Beſitzer zwar 
nach dem in F. 5. gedachten Zeitpunkte lehnsfähige Deſcendenz erhält, dieſelbe 
aber vor ihm mit Tode abgeht. 

Uuoeberlebt der ſpäter geborene Deſcendent den Lehnsbeſitzer, fo ſchließt er 
die Lehnberechtigten von der Succeſſion aus und das Lehn verliert mit dem 
Anfalle in ſeiner Hand die Lehnseigenſchaft. 


8. 7. N 

Hat der zur Succeſſion gelangende Mitbelehnte bei dem Anfalle des Lehns 
lehnsfähige Deſeendenz, ſo verliert mit dem Anfalle das Lehn in ſeiner Hand 
die Lehnseigenſchaft. N | 

Erhält er erſt ſpäter lehnsfähige Deſcendenz, welche ihn überlebt, jo ver- 
liert das Lehn in der Hand der Letzteren die Lehnseigenſchaft. Verſtirbt die 
ſpäter geborene Deſcendenz vor ihm, fo tritt eine fernere Succeſſion der Mit⸗ 
belehnten unter den in den $$. 2. und 6. angegebenen Vorausſetzungen auf die 
dort beſtimmte Weiſe ein. 

Hat der zur Succeſſion gelangende Mitbelehnte bei dem Anfalle des Lehns 
lehnsfähige Deſcendenz nicht, erhält er ſolche auch ſpäter nicht, ſo vererbt ſich 
das Lehn nach Recht und Ordnung der bisherigen Lehnsfolge. 


$. 8. 

Befindet ſich das Lehn in den Händen mehrerer Mitbeſitzer zu idealen 
Antheilen mit gegenſeitiger geſammter Hand und Mitbelehnſchaft, von denen 
Einer oder Einige lehnsſucceſſionsfähige Deſcendenz beſitzen, Andere nicht, ſo 
verliert daſſelbe die Lehnseigenſchaft, wenn nach den vorſtehenden Grundſätzen 
die Umwandlung in freies Eigenthum auch nur für Einen Antheil ein⸗ 
getreten iſt. 

K 9. 


Der Lehnsbeſitzer, in deſſen Händen die Lehnseigenſchaft nach den $$. 5. 
bis 8. erliſcht, hat die Wahl, ob er das Lehn duzigenſchaf 
(Nr, 8495.) 18* a) gegen 


n e 
EN 8 4 18 
— 14 — 


a) gegen eine nach $. 10. zu beſtimmende Abfindung der Lehnberechtigten 
0 als freies Eigenthum behalten oder 


b) nach den Beſtimmungen der $$. 11. und 12. in ein beſtändiges Fidei⸗ 
kommiß für die zur Lehnsſucceſſion berufenen Familienglieder dergeſtalt 
verwandeln will, daß er ſelbſt in die Stelle des erſten Fideikommiß⸗ 
beſitzers tritt. | 

„Der Lehnsbeſitzer hat innerhalb vier Jahren die getroffene Wahl dem zu⸗ 
ſtändigen Gerichte anzuzeigen. 

Dieſe Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem das Lehn die Lehns⸗ 
eigenſchaft verliert. 

Steht der Lehnsbeſitzer wegen Minderjährigkeit unter Vormundſchaft, ſo 
ruht das Wahlrecht während der Dauer derſelben; die vierjährige Friſt beginnt 
in dieſem Falle mit dem Tage der erlangten Großjährigkeit. 

Stirbt ein Lehnsbeſitzer vor Ablauß der Friſt, ohne ſich erklärt oder den 
Entwurf einer Stiftungsurkunde eingereicht zu haben (F. 12.) jo läuft feinen 
Allodialerben eine neue, vom Todestage ab zu bemeſſende zweijährige Friſt. 

Erfolgt innerhalb der geſetzlich beſtimmten Friſten eine Wahl nicht, oder 
kommt eine gültige Stiftungsurkunde nicht zu Stande (F. 12.), fo gilt die 
Zahlung einer Abfindung — zu a. — als gewählt. 


$. 10. 


Die nach $.9. zu a. zu zahlende Abfindung ift mit fünf Prozent des 
Lehnswerthes nebſt fünf Prozent Zinſen davon vom Tage des Erlöſchens der 
Lehnseigenſchaft ab bei dem vom Appellationsgericht oder nach §. 17. vom 
Juſtizminiſter zu beſtimmenden Gerichte erſter Inſtanz zu hinterlegen. 

Der Lehnswerth wird berechnet: 


bei Grundſtücken nach dem vierzigfachen Betrage des Grundſteuer⸗ 
reinertrages und dem fünfundzwanzigfachen Betrage des Gebäude— 
ſteuernutzungswerthes; 


bei Geldlehnen und Lehnsſtämmen nach dem Kapitalbetrage; 


bei Zehnten und anderen Präſtationen nach der von der General— 
kommiſſion feſtzuſetzenden Ablöſungsſumme. 


Hat das beim Lehngute befindliche Inventarium Allodialeigenſchaft, ſo 
wird deſſen Werth, ſoweit es zur Bewirthſchaftung des Lehngutes nothwendig 
vorhanden fein muß, nach landüblichen Taxgrundſätzen feſtgeſtellt und von dem 
ermittelten Lehnwerthe in Abzug gebracht. 
ki Die mitbelehnſchaftlich konſentirten Schulden find überall in Abzug zu 
ringen. 8 

Sofern nur ſolche Mitbelehnte vorhanden ſind, welche gegen eine be— 
ſtimmte Summe in die Allodifikation des Lehns zu willigen, oder dem Lehns⸗ 
beſitzer die freie Verfügung über das Lehn zu geſtatten verpflichtet find ($. 3. 
u 3.), fo beſteht die zu zahlende Abfindung ($. 9.) in dem Betrage von fünf 
0 der beſtimmten Abfindungsſumme. 

§. 11. 


=> 
g 11. 


Die Verwandlung des bisherigen Lehns in ein beſtändiges Familienfidei⸗ 
kommiß ($. 9. zu b.) kann nur dann erfolgen, wenn das Lehn aus Grund⸗ 
ſtücken beſteht, und wenn daſſelbe oder mehrere in der Hand eines und deſſelben 
Lehnsbeſitzers befindliche Lehne zuſammen bei 5 er einer vierprozentigen 
Verzinſung des nach den Grundſätzen des §. 10. zu berechnenden Lehnswerthes 
ehen ichen Reinertrag von mindeſtens ſieben Tauſend fünf Hundert Mark 
gewähren. 6 

Ens iſt geſtattet, bis zum Belaufe dieſes Reinertrages und über den letzteren 
hinaus einzelne, mit dem Lehngute wirthſchaftlich verbundene Grundſtücke, Lehns⸗ 
kapitalien, ſowie das zur Bewirthſchaftung des Lehnsgutes dienende, bisher 
allodiale Wirthſchaftsinventarium dem zu bildenden Fideikommiſſe zuzuſchlagen. 

Hierbei werden die Erträge der zuzuſchlagenden Grundſtücke und Lehns⸗ 
fapitalien nach den Grundſätzen des $. 10., die der Inventarienſtücke nach Maß⸗ 
gabe einer landüblichen Tape berechnet. 

Von dem fo ermittelten Reinertrage müſſen nach Maßgabe der SS. 53. 
und 54. Tit. 4. Th. II. Allgemeinen Landrechts dem Fideikommißbeſitzer wenigſtens 
drei Tauſend ſieben Hundert und fünfzig Mark zur freien Verwendung bleiben. 

Die beſchränkende Vorſchrift des $. 56. a. a. O. findet nicht ſtatt. 

Die Stempelabgabe für die Fideikommißſtiftung wird, inſoweit das Fidei⸗ 
kommiß aus Lehngütern und Lehnskapitalien errichtet wird, auf den dritten Theil 
desjenigen Betrages ermäßigt, welcher nach den beſtehenden Geſetzen ſonſt zu 
entrichten ſein würde. 315 


Wird die Stiftung eines Familienfideikommiſſes gewählt, fo hat der bis— 
herige Lehnsbeſitzer innerhalb der geſetzlichen Friſt ($. 9.) den Entwurf einer zur 
Beſtätigung geeigneten Stiftungsurkunde dem Appellationsgerichte einzureichen. 

Erlangt dieſe nicht die Beſtätigung des Gerichts, ſo gilt die Verwandlung 
des Lehns in freies Eigenthum als gewählt. 


§. 13 


Jeder abzufindende Lehnberechtigte ($. 2.) iſt von dem Lehnsbeſitzer die 
Hinterlegung der Abfindungsſumme zu fordern berechtigt, ſobald die Verpflichtung 
zu deren Zahlung nach Maßgabe der $$. 9. 10. 12. eingetreten iſt. 


. 14. 


Die Beſtimmungen der $$. 9. bis 13. kommen in den Fällen nicht zur 
Anwendung, in welchen das Lehn bereits zugleich die Eigenfchaft eines Familien- 
ſdeikommiſſes beſitzt. 

Bei denjenigen Lehngütern, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
nur zu Gunſten der Deſcendenz des Stifters oder einer einzelnen Linie der lehn⸗ 
beſitzenden Familie in Familienfideikommiß umgewandelt worden ſind, ſteht es 
dem Fideikommißbeſitzer binnen der nach §. 9. zu bemeſſenden Friſt frei, die 
Stiftung auf ſämmtliche zur Lehnsſucceſſion berufene Familienglieder auszudehnen. 

Dieſe Umwandlung erfolgt ſtempelfrei. 

(Nr. 8495.) 9. 15, 


I 


$. 15. 

Als Familienfideikommiſſe werden auch diejenigen Lehnsſtämme angeſehen, 
welche zwar in Folge teſtamentariſcher oder vertragsmäßiger Beſtimmungen nach 
Lehnrecht vererben, jedoch niemals einem lehnsherrlichen Obereigenthum unter⸗ 
schalt 9 5 ſind, und bei denen die Erbfolge ausſchließend auf Verwandt⸗ 

aft beruht. 

Dieſe Lehnsſtämme werden mit Ablauf der in $. 2. beſtimmten Friſt 
freies Eigenthum der Beſitzer, wenn die Vorausſetzungen des F. 3. Nr. 1. 
und 2. vorliegen. Außer dieſen Fällen iſt zu den im $. 1. des Geſetzes vom 
15. Februar 1840. (Geſetz-Samml. S. 20.) bezeichneten Verfügungen über dieſe 
Lehnsſtämme ein nach den Vorſchriften in $$. 2. bis 14. daſelbſt zu faſſender 
Familienſchluß erforderlich, ſofern nicht bereits durch die Stiftungsurkunde oder 
Verträge beſtimmte erleichternde Beſtimmungen für die Dispofition feſtgeſetzt find. 


$. 16. 


Geht das Lehn auf einen Mitbelehnten über, fo erfolgt die Auseinander— 
ſetzung zwiſchen dem Lehnsfolger und den Allodialerben, insbeſondere die Ab— 
ſonderung des Lehns vom Allodium, ſowie die Abfindung der Ehefrau und 
Töchter des Lehnsbeſitzers nach den bisher beſtehenden Geſetzen. 


$. 17. 


Die nach F. 9a. zu zahlende Allodifikationsſumme dient, ſofern ſich die 
Lehnberechtigten nicht über deren Theilung einigen, zum Beſten einer für die 
bisher lehntragende Familie beſtimmten Stiftung. 

Der zur Bildung dieſer Stiftung und Feſtſtellung des Statuts erforder— 
liche Familienſchluß wird in einer für die Familie bindenden Weiſe durch die 
nach $. 2. ermittelten Lehnberechtigten gefaßt. 

Zur Zuſammenberufung der Intereſſenten genügt eine Vorladung mit 
der Verwarnung, daß die Ausbleibenden durch den nach Mehrheit zu 5 5 
Beſchluß der Erſchienenen gebunden ſind. 

Deſcendenten werden durch ihren am Leben befindlichen Aſcendenten vom 
Stimmrecht ausgeſchloſſen und durch deſſen Abſtimmung gebunden, Ehefrauen 
durch ihre Ehemänner auch ohne Vollmacht vertreten. 

Die Erklärungen von Vormündern bedürfen nicht der Genehmigung des 
Gegenvormundes und ebenſo, wie die von Pflegern, nicht der des vormund— 
ſchaftlichen Gerichts. 

„Die Beſtätigung der Stiftung erfolgt durch das Gericht, bei welchem die 
Allodifikationsſummen deponirt find. Iſt die Depoſition der Allodifikations⸗ 
ſummen für Lehne derſelben Familie bei mehreren Gerichten erfolgt, ſo iſt das 
Appellationsgericht und, wenn die Gerichte in verſchiedenen Appellationsgerichts⸗ 
bezirken liegen, der Juſtizminiſter ermächtigt, die Vorbereitung und Beſtätigung 
1 Familienſtiftung 55 Antrag eines Intereffenten Einem der Gerichte zu 
übertragen. 

Vis zur Beſtätigung der Stiftung durch das zuſtändige Gericht werden 
die auflaufenden Zinſen zum Kapital geſchlagen. 

Eine 
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„Eine Stempelabgabe wird für die Bildung reſpektive Verſtärkung der 
Stiftung nicht erhoben. 8 18 5 f 


Die Löſchung der Lehnseigenſchaft im Grundbuche erfolgt auf den Antrag 
des Beſitzers im Fall des F. 4. ohne weitere Nachweiſe, in allen übrigen Fällen, 
wenn derſelbe durch ein Zeugniß des zuſtändigen Appellationsgerichts nach⸗ 
gewieſen hat, daß die Aufhebung des Lehnsverbandes in Gemäßheit der Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes erfolgt, beziehungsweiſe, daß die feſtgeſtellte Abfindungs⸗ 
ſumme ($. 10.) gezahlt oder hinterlegt iſt. 

Wird das Lehn in Familienfideikommiß verwandelt oder die Fideikommiß⸗ 
ſtiftung auf ſämmtliche zur Lehnsſucceſſion berufene Familienglieder ausgedehnt, 
ſo hat die Fideikommißbehörde die Eintragung, beziehungsweiſe Erweiterung der 
Fideikommißeigenſchaft zu veranlaſſen. In dieſen Fällen muß gleichzeitig mit 
dieſer Eintragung die Löſchung der Lehnsqualität erfolgen. 

Die Aushändigung eines Geldlehns oder eines Lehnsſtammes — auch 
von der im §. 15. gedachten Art — an den zeitigen Lehnsbeſitzer kann nur auf 
Grund eines Zeugniſſes des zuſtändigen Appellationsgerichts über die erfolgte 
Allodifikation geſchehen. 8 ö 

Auf Beſchwerden über die nach dieſem Paragraphen zu bewirkenden Ein⸗ 
tragungen und Löſchungen, ſowie über Allodifikationen von Geldlehnen und 
Lehnsſtämmen entſcheidet in letzter Inſtanz der Juſtizminiſter. 


Zweiter Abſchnitt. 


Aufloͤſung des Lehnsverbandes der dem Lehnrechte der Magdeburger 
Polizeiordnung dem Longobardiſchen Lehnrechte oder dem Allgemeinen 
Preußiſchen Landrechte unterworfenen Lehne. 


. 19. 


Bei der le des Lehnsverbandes der dem Lehnrechte der Magde⸗ 
burger Polizeiordnung, dem Longobardiſchen Lehnrechte oder dem Allgemeinen 
Preußiſchen Landrechte unterworfenen Lehne werden nur diejenigen Lehnberech⸗ 
tigten (Agnaten, Mitbelehnte und andere Succeſſionsberechtigte) berückſichtigt, 
welche bis zum Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes geboren ſind, oder bis 
zum 302. Tage von dieſem Zeitpunkte an geboren werden und außerdem binnen 
zwei Jahren, vom Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes an gerechnet, bei dem 
zuſtändigen Lehnshofe angemeldet, oder, ſofern dies nicht früher geſchehen iſt, in 
das Grundbuch (Hypothekenbuch) eingetragen ſind. 

Ueber die Anmeldung iſt eine 17 zu ertheilen und über die 
bei den Grundbüchern geſchehenen Eintragungen dem Appellationsgericht Mit⸗ 
h zu machen. a 

ie Eintragung oder Anmeldung iſt zur Vermeidung der Ausſchließung 

auch rückſichtlich derjenigen Lehnberechtigten erforderlich, deren Aſcendent einge⸗ 
tragen oder angemeldet 170 dieſelbe iſt für die unter väterlicher Gewalt ſtehenden 
Kinder vom Vater, für den Mündel vom Vormund oder Plleger zu veranlaſſen. 
(Nr. 8495.) Groß. 
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Großjährige, unter väterlicher Gewalt ſtehende Perſonen ſind ſelbſtſtändig 
zu dieſer Eintragung bezüglich Anmeldung befugt. 

Die rechtzeitig erfolgte Eintragung und Anmeldung, ſowie die Ertheilung 
der Beſcheinigun ſind koſtenfrei. f 

Als Lahnshof haben die Appellationsgerichte rückſichtlich der von ihnen 
bisher reſſortirenden Lehne zu fungiren. Bei denjenigen Lehnen, welche nicht 
zum Reſſort der Appellationsgerichte gehört haben, wird die Funktion des 
Lehnshofes der zweiten Abtheilung des Kreisgerichts übertragen, in deſſen 
Sprengel das Lehn belegen iſt oder verwaltet wird. 

„Entſtehen Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit des Gerichts oder iſt ein 
zuſtändiges Gericht nach vorſtehenden Grundſätzen nicht zu ermitteln, ſo hat das 
Appellationsgericht und, wenn der Streit zwiſchen Gerichtsbehörden verſchiedener 
„npellationögerichtäbegirte entſteht, der Juſtizminiſter das Gericht zu beſtellen, 
welches die Rechte und Pflichten des Lehnshofes zu übernehmen hat. 


$. 20. 


Rückſichtlich der Bauerlehne in den zum vormaligen Königreich Weſtfalen 
und den ehemals Franzöſiſchen Departements gehörig geweſenen Landestheilen 
behält es bei der Vorſchrift des §. 78. des Geſetzes vom 21. April 1825. und 
L. 56. des Geſetzes vom nämlichen Tage (Geſetz-Samml. S. 74. und 112.) fein 
Bewenden. 

§. 21. 


Zu den Lehnberechtigten werden in den zum vormaligen Königreich Weſt⸗ 
falen und den ehemals Franzöſiſchen Departements gehörig geweſenen Landes⸗ 
theilen nicht gerechnet: 

1) Mitbelehnte, deren Rechte nicht vertragsmäßig wieder hergeſtellt ſind; 

2) Agnaten, welche in Gemäßheit der. $$. 5. bis 7. der Verordnung vom 

11. März 1818. (Geſetz⸗Samml. S. 17.) und der Deklaration vom 
9. Juli 1827. (Geſetz⸗Samml. S. 76.) ihr Succeſſionsrecht in die 
noch fortbeſtehenden Lehne verloren haben. 


$. 22. 


Das noch im ordentlichen Lehngange befindliche, ſowie das durch einen 
Allodialtitel an ein Mitglied der lehntragenden Familie übergegangene, aber in 
den beiden letzten Erbfällen nach Lehnrecht vererbte Lehn verliert die Lehns⸗ 
eigenſchaft: 

1) wenn bis zum Ablauf der zweijährigen Friſt (§. 19.) kein Lehnberech⸗ 
tigter in dem Grundbuche eingetragen, bezüglich bei dem zuſtändigen 
Appellationsgerichte angemeldet ift; 

2) wenn beim Ablauf jener Friſt oder, falls nach Maßgabe der SS. 6. 
bis 8. die Lehnseigenſchaft noch über dieſe Friſt hinaus fortdauert, 
auch ſpäterhin keiner der eingetragenen, bezüglich angemeldeten Lehn⸗ 
berechtigten mehr am Leben iſt; 

3) wenn 
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3) wenn bie eingetragenen, bezüglich angemeldeten Lehnberechtigten durch 
Vertrag in die Auflöſung des Lehnsverbandes eingewilligt haben oder 
noch einwilligen. 

Die Deſcendenten des Lehnsbeſitzers und die Lehnberechtigten werden durch 


1 1 ihrer Aſcendenten in die Auflöſung des Lehnsverbandes ver- 
ichtet. 


$. 23. 


. Auf diejenigen Lehne, welche nicht nach den Vorſchriften des $. 22. allo⸗ 
difizirt find, finden die Beſtimmungen der $$. 5. bis 18. Anwendung. 


$. 24. 


Iſt ein in dem vormaligen Königreich Weſtfalen oder in den Departements 
des ehemaligen Franzöſiſchen Kaiſerreichs belegenes Lehn nach der Wiederein⸗ 
führung des Allgemeinen Preußiſchen Landrechts bis zur Geſetzeskraft des 
Geſetzes vom 11. März 1818. an dritte Perſonen erblich und unwiderruflich 
veräußert, ſo hat daſſelbe die Lehnseigenſchaft verloren, wenn keine Agnaten und 
keine Deſcendenten von at vorhanden find, welche ihre Succeffionsrechte 
bis zum 1. Januar 1818. und, wenn die Veräußerung in der Zeit vom 
1. Januar 1818. bis zur Geſetzeskraft der Verordnung vom 11. März 1818. 
erfolgt iſt, vor dieſer Veräußerung zur Eintragung in das Hypothekenbuch 
angemeldet haben. 


$. 25. 
Iſt, abgeſehen von dem Falle des $. 24., das Lehn erblich und unwider⸗ 
ruflich entweder 
1) von einem lehnsfähig beerbten 
oder 
2) von einem zwar nicht lehnsfähig beerbten Lehnsmanne, aber 
a) an ein Mitglied der lehntragenden Familie, oder 
b) mit Einwilligung des nächſten und, bei gleicher Nähe, der nächſten 
Agnaten 
veräußert worden, und iſt beim Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes von den 
Perſonen des Veräußerers oder feiner lehnsfähigen Defcendenz oder des 
beziehungsweiſe der nächſten einwilligenden Agnaten, oder ihrer lehnsfähigen 
Deſcendenz noch Jemand am Leben, ſo verliert das Lehn die Lehnseigenſchaft 
Pi = hat der Beſitzer die im F. 10. feſtgeſetzte Abfindung gerichtlich zu 
interlegen. 


$. 26. 


Iſt nach einer Veräußerung der im $. 25. edachten Att keine der dort 
bezeichneten Perſonen bei Eintritt der Geseheskraft dieſes Geſetzes mehr am 
Jahrgang 1877. (Nr. 8495.) 19 Leben, 
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Leben, ſo bleibt dem Lehnberechtigten von dieſem Zeitpunkte an noch drei Jahre 
die Klage auf Herausgabe des Lehns vorbehalten. Wird innerhalb dieſer Friſt 
die Klage nicht angemeldet, ſo verliert das Lehn die Lehnseigenſchaft und der 
Beſitzer hat die im $. 10. feſtgeſetzte Entſchädigung zum gerichtlichen Depoſitum 
zu zahlen. 

$. 27. 


Iſt die erbliche und unwiderrufliche Veräußerung von einem nicht lehns⸗ 
fähig beerbten Lehnsmanne an einen nicht zur Lehnsfamilie gehörenden Dritten 
ohne die $. 25. gedachte a Einwilligung erfolgt, jo ſteht den nach $$. 19. 
und 26. zu berückſichtigenden Lehnberechtigten vom Eintritt der Geſetzeskraft 
dieſes Geſetzes ab, oder, wenn der Verzußerer noch am Leben iſt, von deſſen 
Tode an gerechnet, binnen drei Jahren die Anſtellung der Klage auf Heraus⸗ 
gabe des Lehns zu. f 

Wird das Recht innerhalb dieſer Friſt nicht ausgeübt, ſo erliſcht die Lehns⸗ 
eigenſchaft des Lehns und es hat der Beſitzer die im F. 10. beſtimmte Ent: 
ſchädigung gerichtlich zu hinterlegen. 


$. 28. 


Gelangt das Lehn in Gemäßheit der $$. 26. und 27. wieder in die Hände 
eines Mitgliedes der lehntragenden Familie, jo finden die $$. 22. und 23. mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die im $. 19. beſtimmte Friſt von der Erlan⸗ 
gung des Beſitzes an zu rechnen iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 28. März 1877. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. 
Hofmann. 


(Nr. 8496.) 
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(Nr. 8496.) Geſetz, betreffend die Reviſton — beziehentlich Abänderung — der Reglements 
der öffentlichen Feuerſozietäten. Vom 31. März 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Sl, 


Diejenigen Beſtimmungen der Reglements der öffentlichen Feuerſozietäten, 
welche den bei dieſen Sozietäten nicht verſicherten Perſonen Beiträge zu den 
Koſten der öffentlichen Sozietäten oder Beſchränkungen in Beziehung auf die 
Höhe der Verſicherungsſumme auferlegen, oder welche die Einrichtung, die Be⸗ 
fugniſſe und den Geſchäftsverkehr anderer Verſicherungsgeſellſchaften betreffen, 
werden — unbeſchadet des in einzelnen Bezirken beſtehenden Gebäudeverſicherungs⸗ 
zwanges — aufgehoben. 

$. 2. 


„ Ignſoweit durch dieſe Aufhebung eine Umänderung der Reglements der 
öffentlichen Feuerſozietäten erforderlich wird, iſt dieſelbe durch die Sozietätsorgane 
unter Genehmigung des Miniſters des Innern herbeizuführen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 
Gegeben Berlin, den 31. März 1877. 


(I. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. 
Hofmann. 


Ar. 8496—8497.) (Nr. 8497.) 


(Nr. 8497.) Geſetz, betreffend die Ausdehnung des Fiſchereigeſetzes für den Preußiſchen 
Staat vom 30. Mai 1874. auf den Kreis Herzogthum Lauenburg. Vom 
4. April 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zustimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Einziger Paragraph. 
Das Fifchereigefe für den Preußiſchen Staat vom 30. Mai 1874. (Geſetz⸗ 


Samml. S. 197.) wird auf den Kreis erzogthum a! ausgedehnt. 
Gegenwärtiges Gefe tritt am 1. Oktober 1877. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. April 1877. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. 
Hofmann. 


Redigirt im Büreau des Staats. Minifteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


